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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Für die 100 Sitze im Schwyzer Kantonsrat bewarben sich 314 Personen. Die SVP konnte
bei den Wahlen deutlich zulegen: Sie gewann 14 Sitze hinzu (neu 41 Sitze) und kam auf
einen Wähleranteil von 37,5% (+8,4 Prozentpunkte). Die SP erlitt dagegen einen Absturz
von 15 auf 9 Sitze. Ihr Wähleranteil betrug 8,8%. Die FDP verlor 3 Sitze (neu 21) bei einer
Parteistärke von 19,6%, die CVP deren 5 (neu 29) bei 29,8% Wähleranteil. Die Grünen
und die „Freien Unabhängigen“ konnten nicht in das Parlament einziehen. Die SVP hatte
seit 1992 in Schwyz stets an Stärke gewonnen, der Wahlerfolg von 2008 war jedoch der
bisher grösste und der SVP gelang es mit grossem Vorsprung, die bisher dominierende
CVP als stärkste Partei abzulösen. Der Erfolg der SVP wurde unter anderem auf die
Thematisierung der Abwahl von Christoph Blocher aus dem Bundesrat sowie des Gangs
in die Opposition der nationalen SVP und eine damit verbundene verstärkte
Mobilisierung der Schwyzer SVP-Anhänger zurückgeführt. Der Frauenanteil im
Parlament stieg auf 23% (2004: 18%). 1

WAHLEN
DATUM: 16.03.2008
SABINE HOHL

Das St. Gallische Parlament wurde auf die Wahlen hin von 180 auf 120 Sitze verkleinert.
Dies führte zu einer verschärften Konkurrenz um die verbleibenden Sitze. Eine hohe
Zahl von Bisherigen (152) trat erneut zu den Wahlen an. Bei diesen überholte die SVP
mit einem Wähleranteil von 30,5% (+5,9 Prozentpunkte, neu 41 Sitze) die CVP (26,1%
Wähleranteil, 33 Sitze) und wurde zur stärksten Kraft im Parlament. Die CVP war zuvor
seit 1915 stets die stärkste Fraktion im Kantonsrat gewesen. Auch in St. Gallen hatte die
SVP eine Kampagne mit alt Bundesrat Christoph Blocher geführt, der den Kanton im
Wahlkampf mehrmals besuchte. Die FDP konnte sich mit einem Wähleranteil von 18,3%
stabilisieren (2004: 18,8%) und erreichte 23 Sitze. SVP und FDP errangen damit
zusammen eine absolute Mehrheit im Kantonsrat. Die SP erlitt ein Debakel, sie holte
nur noch 16 Sitze bei einem Wähleranteil von 23% (-4,2 Prozentpunkte). Die Grünen
erreichten vier Sitze, die Grünliberalen einen. Die EVP holte zwei Mandate. 41 Bisherige
wurden abgewählt, nur 7 Neue (alles Männer) schafften den Sprung in den Kantonsrat.
Die Verkleinerung des Kantonsrates wirkte sich negativ auf die Frauenvertretung aus.
Der Frauenanteil im Parlament lag nach den Wahlen bei 24,2% (2004: 25,6%). Der
Rückgang des Frauenanteils ist dabei durch die Sitzverluste der SP (einer Partei mit
generell hohem Frauenanteil) und durch die überproportionale Betroffenheit der SP-
Frauen von diesen Sitzverlusten zu erklären. Der Anteil der Frauen unter den SP-
Abgeordneten sank im Vergleich zu 2004 von 60% auf 50%. 2

WAHLEN
DATUM: 16.03.2008
SABINE HOHL

Die Grossratswahlen 2012 fanden auf der Basis eines neuen Wahlregimes statt. Das
Baselstädter Parlament hatte 2011 beschlossen, die Sitzverteilung nicht mehr nach dem
Hagenbach-Bischoff-Verfahren sondern nach dem Sainte-Laguë-Prinzip
vorzunehmen. Damit verbunden waren die Abschaffung der Möglichkeit von
Listenverbindungen sowie die Einführung einer neuen Wahlhürdenregelung. Galt bisher
das Überschreiten von fünf Prozent in wenigstens einem der fünf Wahlkreisen als
Bedingung für die Berücksichtigung bei der Sitzverteilung in allen Wahlkreisen, so
erhielt eine Partei ab den Gesamterneuerungswahlen 2102 nur noch in jenen
Wahlkreisen Sitze, in denen sie vier Prozent überspringt (ohne Erfordernis der
Überschreitung von fünf Prozent in mindestens einem Wahlkreis). Noch während der
Legislatur vor den Wahlen 2012 war es zwischen den neun im Grossen Rat vertretenen
Parteien zu einigen Verschiebungen gekommen. Die SVP (nach den Wahlen 2008: 14
Mandate) hatte 2009 Zuwachs gekriegt, weil der EVP-Präsident und Grossrat Heinrich
Ueberwasser in die Volkspartei übergetreten war, verlor aber kurz vor den Wahlen im
April 2012 wieder ein Mandat durch einen Übertritt von Grossrat Felix Meier in die CVP.
Die SVP hatte vor den Wahlen also 14 Grossratsmandate inne. Die EVP (2008: 4
Mandate) hatte entsprechend drei Sitze zu verteidigen und die CVP neun Mandate
(2008: 8 Sitze). Auch zwischen der FDP (2008: 11 Sitze) und der GLP (2008: 5 Sitze) war
es zu Verschiebungen gekommen. 2010 wechselte Emmanuel Ullmann von der FDP zur
GLP (vor den Wahlen 6 Sitze). Der Verlust der FDP wurde allerdings noch kurz vor den
Wahlen durch einen Übertritt von Peter Bochsler wieder kompensiert. Bochsler trat von
der 2009 aufgelösten Demokratisch-Sozialen-Partei (DSP), einer 1986 gegründeten

WAHLEN
DATUM: 28.10.2012
MARC BÜHLMANN
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rechten Abspaltung der SP, in die FDP über, die vor den Wahlen damit also 11 Mandate
innehatte. Ebenfalls noch vor den Wahlen von der Auflösung der DSP profitieren konnte
die Liberal-Demokratische Partei (LP, 2008: 9 Sitze), die im Kanton Basel-Stadt
weiterhin nicht mit der FDP fusionieren will: Felix Eymann trat von der DSP in die LP
über, die damit vor den Wahlen 2012 zehn Grossratssitze besetzte. Keine Wechsel gab
es in der SP (32 Sitze) und in der GP (bzw. Grünes Bündnis; 13 Sitze). Ebenfalls im
Grossrat vertreten war die 2002 gegründete Vereinigung „Aktives Bettingen“. Neben
diesen neun amtierenden Parteien traten die EDU, die BDP (im Kanton Basel-Stadt erst
2011 gegründet), die Piratenpartei und die „Volksaktion gegen zu viele Ausländer und
Asylanten in unserer Heimat (VA)“ an, eine Gruppierung um den ehemaligen NA-
Grossrat Eric Weber. Weitere kleinere Gruppierungen, wie „freistaat unteres kleinbasel
(fuk)“, „Für Basel“ oder „Deine Wahl“ versuchten ebenfalls, Sitze im Grossen Rat zu
erobern. Im Einerwahlkreis Bettingen kämpfte der Bisherige Vertreter von „Aktives
Bettingen“ gegen einen Herausforderer von „Neues Bettingen“ um den einzigen Sitz. Im
Wahlkampf machten die Bürgerlichen mobil gegen die rot-grüne Regierung. Mindestziel
war es, die knappe bürgerliche Mehrheit im Parlament zu halten. Die SP hingegen wollte
mit bekannten Persönlichkeiten und einem im Gegensatz zu den Bürgerlichen hohen
Frauenanteil die Schlappe bei den Nationalratswahlen vom Vorjahr wettmachen, als die
Partei mehr als 6 Prozentpunkte ihrer Wählerschaft einbüsste. Auch die 2011
abgewählte Nationalrätin der GP, Anita Lachenmeier, trat für die Wahlen in den Grossen
Rat an, in welchem sie die Baselstädter Bevölkerung bereits von 1997 bis 2007 vertreten
hatte. Die GP traten auf einer gemeinsamen Liste Grünes Bündnis mit BastA! und dem
Jungen Grünen Bündnis an. Laut offiziellen Angaben wendeten die Parteien rund
900'000 Franken für den Parlamentswahlkampf auf. Die SP wollte 240'000 Franken für
Wahlwerbung ausgeben, gefolgt von der CVP (140'000 CHF), der FDP (100'000 CHF) der
LP und den Grünen (je 80'000 CHF) sowie der GLP (55'000 CHF). Freilich waren die
Aufwendungen wohl um einiges höher, wendeten doch vor allem die bürgerlichen
Kandidaten viele Eigenmittel für ihren persönlichen Wahlkampf auf. Wichtiges
Wahlkampfthemen waren die Sicherheit und die Übernahme der BaZ durch Christoph
Blocher. Für Wirbel sorgte zudem ein Plakat der Juso, das einen Neonazi mit einem
SVP-Emblem auf dem Oberarm seiner Bomberjacke zeigte. Die SVP und die Juso warfen
sich in der Folge gegenseitig Niveaulosigkeit vor. Insgesamt stand der Wahlkampf um
den Grossrat aber etwas im Schatten der Regierungswahlen.

Sowohl die SP als auch die SVP konnten bei den Wahlen um je einen Sitz zulegen. Die
SP (neu: 30.7%, 33 Sitze) konnte 2,5 Prozentpunkte gutmachen. Die SVP gewann 1,1
Prozentpunkte Wähleranteil hinzu (neu: 15,0%; 15 Sitze). Auch die FDP konnte einen
Sitzgewinn bejubeln. Die LP konnte ihren kurz vor den Wahlen erhaltenen zehnten Sitz
verteidigen und im Vergleich zu den Wahlen 2008 also ebenfalls um einen Sitz zulegen.
In Basel-Stadt scheinen sich die beiden liberalen Parteien offensichtlich nicht direkt zu
konkurrenzieren. Sowohl die FDP (neu 11,1%, 12 Sitze) als auch die LP (neu 9,6%, 10 Sitze)
konnten ihren Wähleranteil um einen bzw. um 0,6 Prozentpunkte steigern. In der Mitte
gab es gegenüber den Wahlen von 2008 keine Veränderungen: die CVP büsste zwar
ganze zwei Prozentpunkte an Wählerschaft ein, konnte aber ihre acht Sitze halten (neu
7,3%, 8 Sitze), verlor damit aber ihren während der Legislatur 2008 bis 2102 geerbten
Sitz wieder. Tatsächlich wurde der übergelaufene Felix Meier nicht wiedergewählt. Die
GLP blieb ebenfalls auf ihren bei den Vorwahlen gewonnen 5 Sitzen, und konnte damit
ihren während der Legislatur von der FDP geerbten Sitz ebenfalls nicht verteidigen
(5,0%, 5 Sitze). Der übergetretene Ullmann wurde wiedergewählt, über die Klippe
springen musste dafür der kantonale GLP-Parteipräsident David Wüst-Rudin. Für die
GLP schien, im Gegensatz zu den nationalen Gegebenheiten, die Konkurrenz in der
Mitte vor allem durch die auf nationaler Ebene mit der FDP fusionierte LP relativ stark
gewesen zu sein. Auch das Grüne Bündnis blieb auf seinen 13 Sitzen und musste eine
Einbusse der Wählerschaft um 1,2 Prozentpunkte verkraften (neu: 11,8%). Anita
Lachenmeier schaffte das Comeback. In Bettingen machte der Bisherige Vertreter der
Gruppierung Aktives Bettingen das Rennen (1 Sitz). Opfer der neuen
Wahlhürdenregelung war die EVP, die nur noch in einem Wahlkreis die
Vierprozenthürde überspringen konnte und damit gleich drei Sitze einbüsste. Neu hält
die EVP nur noch einen Sitz im Baselstädtischen Grossrat (4,2%). Für die grösste
Überraschung sorgte jedoch Eric Weber, der mit seiner Volksaktion nur in Kleinbasel
angetreten war, dort aber nicht nur die Wahlhürde übersprang, sondern gleich zwei
Sitze eroberte (1,2%). Der rechtsradikale Weber sass am Wahlsonntag aufgrund eines
Verdachts auf wiederholte Wahlfälschung in Untersuchungshaft. Ausser den Piraten
(1,3%) erhielt keine der kleinen Parteien und Gruppierungen mehr als ein Prozent
Wähleranteil. Trotz den leichten bürgerlichen Erfolgen, wird es auch in Basel weiterhin
aufgrund der Mitte-Parteien CVP und GLP je nach Thema zu wechselnden Mehrheiten
kommen. Die Wahlbeteiligung war mit 41,6% leicht höher als noch vor vier Jahren
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(39,0%). Der Frauenanteil brach von 37% (2008) auf 31% ein. Die FDP und die SVP
hatten gar keine Mandatsträgerinnen mehr und der Frauenanteil der SP war erstmals
seit den Wahlen 2000 wieder knapp unter 50% gerutscht (48,5%). 3

En parallèle du premier tour de l'élection du gouvernement, le parlement  du canton de
Bâle Ville a été renouvelé. Les sièges étaient à répartir dans cinq circonscriptions:
Grossbasel Ost avait le droit à 27 sièges, Grossbasel West 34, Kleinbasel 27, Riehen onze
et, finalement, Bettingen à un siège. Pour cette élection, 495 hommes et 268 femmes
se sont portés candidats, répartis sur 14 listes. Dans les quatre plus grandes
circonscriptions, ont été déposées les listes du PLR, du PLD, de l'UDC, du PDC, du PS,
des Vert'libéraux, du VA (Volks-Aktion gegen zuviele Ausländer und Asylanten in unserer
Heimat) et, finalement, de l'alliance verte, BastA! et celles de l'alliance verte jeune. Dans
les trois circonscriptions de la Ville de Bâle, le Parti évangélique et le PBD se sont
associés sur une même liste. Dans la circonscription de Riehen, le PEV a déposé sa liste
en solitaire. L'UDF a seulement déposé une liste dans la circonscription de Riehen, tout
comme le FUK (Freistaat unteres kleinbasel), dont la liste n'était présentée que dans la
circonscription de Kleinbasel. A Bettingen, où seul un siège était à pourvoir, trois listes
ont été présentées: celle de VA, une liste sans parti et la liste "Aktives Bettingen".
Avant le début de la campagne, l'Union des arts et métiers du canton de Bâle Ville a
présenté une liste d'entrepreneurs auxquels elle apportait son soutien, dans le but
d'améliorer leur représentation au sein du parlement cantonal. Parmi les 99 noms
figuraient 32 personnes, présentées sur un site web dédié à l'élection, n'ayant encore
jamais siégé au pouvoir législatif et bénéficiant d'une aide pour leurs affiches et flyers.
Autre fait, la jeunesse socialiste a critiqué l'engagement du PS cantonal en faveur
d'emplacements de parcs pour chiens et de l'établissement de buvettes à certaines
places. A ces projets, la jeunesse du Parti préférait une focalisation sur des
problématiques telles que l'habitat local abordable ou plus d'équité et de justice dans
le domaine des impôts. Le PS, durant la campagne, a revu ses propositions et s'est
notamment concentré sur la RIE III. En vue d'atteindre 37 sièges au parlement cantonal,
le PS a également incité, par le biais d'une campagne téléphonique, ses sympathisants à
aller voter. Avec les représentants de l'alliance verte, les socialistes représentaient, lors
de la législature précédente, la fraction la plus forte du parlement cantonal, sans pour
autant y posséder de majorité. A propos de l'UDC, la pression exercée par Christoph
Blocher (ZH, udc)  sur le président de la section cantonale, Sebastian Frehner (udc, BS),
afin qu'il démissionne à cause de ses multiples mandats et engagements, a fait réagir
les autres présidents cantonaux du Parti. Outre cette immixtion, le Parti cantonal a
également déploré lors de la campagne les impôts trop élevés, les primes d'assurances-
maladies trop hautes, la situation désastreuse des parkings et la trop forte régulation
des entreprises. L'UDC visait alors deux sièges supplémentaires et surtout de gagner les
électeurs d'Eric Weber (BS, va), jugeant qu'il ne devait pas y avoir d'autre parti se
positionnant à sa droite. 
Les partis bourgeois se sont focalisés sur deux thématiques, d'une part la mort des
petits commerces, d'autre part les primes d'assurances maladies. Concernant la
question des petits commerces, l'UDC demandait une libéralisation des horaires
d'ouverture des commerces et davantage de parkings gratuits. Quant au PDC, il a
décidé de lancer une initiative cantonale au sujet des primes d'assurances-maladies. Le
PS et les Verts l'accusèrent d'activisme, en lien avec les résultats d'un sondage effectué
peu de temps auparavant et indiquant que les citoyens bâlois jugeaient les primes
maladies trop élevées. Pour sa défense, le PDC a précisé que la date de dépôt de
l'initiative avait déjà été planifiée bien avant que les résultats du sondage n'aient été
rendus publics. Il est intéressant de signaler que, lors des élections de 2012, le PS avait
déposé une initiative cantonale sur ce même sujet. Cette dernière avait finalement été
retirée à cause de la non volonté des bourgeois d'y remédier. Mis également sur le
devant de la scène lors de la campagne, l'ordre des noms sur les listes des partis. Les
candidats UDC avaient la possibilité de s'acquitter d'une contribution de 500 francs
suisses, afin d'être placés en tête de liste, l'argent ayant été utilisé pour financer la
campagne. Bien que formellement légale, l'alliance verte a déploré cette pratique, la
jugeant démocratiquement problématique. L'alliance a, pour sa part, placé les
candidats qui avaient le plus de chance d'être élus en tête de liste, alors que le PDC a
par exemple préféré l'ordre alphabétique.
Le gagnant de l'élection est le PLD, avec un gain de quatre sièges (+ 4,2% de part des
voix). Le PS (+1,2%) et l'alliance verte (+1,6%) acquièrent chacun un siège
supplémentaire. Du côté des perdants, le PLR (-1,9%) perd deux sièges. Le VA (-0,2%), le
PDC (-1,4%) et les Vert'libéraux (-0,7%) perdent chacun un siège. En résumé, avec ses
34 sièges, le PS est toujours le parti le mieux représenté au parlement cantonal. Il est
suivi par l'UDC  (-0,7%) qui a maintenu ses 15 sièges, puis par le PLD et l'alliance verte,

WAHLEN
DATUM: 23.10.2016
DIANE PORCELLANA
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qui disposent chacun de 14 sièges. Le PLR a maintenant dix sièges, le PDC sept et les
Vert'libéraux plus que quatre. La liste Aktives Bettingen (toujours 0,7%) a pu conserver
un siège, le Parti évangélique (-1,3% pour la liste avec le PBD, toujours 1,4% pour ses
propres listes) maintient également son unique siège et la liste du VA (-0,2%) n'a plus
de représentant au parlement cantonal. 4

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Regierungsratswahlen im Kanton Thurgau traten vier Bisherige erneut an:
Claudius Graf-Schelling (sp), Bernhard Koch (cvp), Kaspar Schläpfer (fdp) und Jakob
Stark (svp). Hans Peter Ruprecht (svp) trat zurück. Für seine Nachfolge nominierte die
SVP die 35-jährige Monika Knill. Es war die erste Nomination einer Frau für den
Regierungsrat durch die Thurgauer SVP. Knill wurde auch von CVP, SP und FDP zur Wahl
empfohlen. Die Entwicklungen auf nationaler Ebene (Abwahl von Bundesrat Blocher,
Gang der SVP in die Opposition) hatten kaum Einfluss auf die Wahlen im Kanton
Thurgau. Entsprechend wurde kaum an Knills Wahl gezweifelt. Weitere Kandidierende
waren Daniel Wittwer (edu) und Gabriela Coray („Partei gegen Politlügen Schweiz“).
Erwartungsgemäss wurden bei den Wahlen die bisherigen Regierungsräte bestätigt und
Knill neu in die Regierung gewählt. Die Parteienzusammensetzung der Thurgauischen
Regierung blieb, wie seit 22 Jahren, unverändert. Knill ist nach Vreni Schawalder (sp,
1996-2000) erst die zweite Frau, die einen Sitz in der Thurgauer Exekutive erreichte.
Das beste Wahlergebnis erzielte Kaspar Schläpfer (fdp) mit 31'560 Stimmen. Von den
Gewählten erhielt Claudius Graf-Schelling (sp) am wenigsten Stimmen (23'982), er
wurde von der neu gewählten Knill (25'480) übertrumpft. Daniel Wittwer (edu) lag in
allen Bezirken auf dem sechsten Platz und erreichte insgesamt 16'545 Stimmen,
Gabriela Coray holte 7573 Stimmen. Die Wahlbeteiligung war mit 29,2% tief. 5

WAHLEN
DATUM: 24.02.2008
SABINE HOHL

Von den sieben Regierungsratssitzen im Kanton Basel-Stadt war nach dem Rücktritt von
Hanspeter Gass (fdp) einer vakant. Die vierköpfige links grüne Mehrheit mit Christoph
Brutschin (sp), Eva Herzog (sp), Hans-Peter Wessels (sp) und der amtierende
Regierungspräsident Guy Morin (gp) traten genauso wieder an wie Christoph Eymann
(lp) und Carlo Conti (cvp). Die FDP hatte bereits früh angekündigt, neben der
Verteidigung des Sitzes von Gass mit einem zweiten Kandidierenden die links-grüne
Mehrheit angreifen zu wollen. Nachdem der Kronfavorit, Nationalrat Peter Malama
Anfang Jahr allerdings erklärte, dass er nicht zur Verfügung stehe und sich auf sein
Nationalratsmandat konzentrieren wolle, bekundeten die Freisinnigen einige Mühe,
valable Kandidaten zu finden. Fündig wurden sie im 35jährigen Grossrat Baschi Dürr,
der bereits seit 10 Jahren für die FDP in der Baselstädtischen Legislative sitzt. Neben
Dürr kündigten schliesslich auch Andreas Faller, Vizedirektor des Bundesamts für
Gesundheit (BAG), sowie Grossrat Helmut Hersberger und Christoph Haller, Grossrat
und TCS-Präsident, ihr Interesse am Regierungsrat an. In der FDP-internen
Ausmarchung Ende März wurde neben dem unbestrittenen Dürr etwas überraschend
Haller nominiert. Die Presse mutmasste, dass dem eigentlich favorisierten Faller sein
Wohnsitz im Kanton Basel-Landschaft zum Verhängnis geworden sei. Zusammen mit
den beiden FDP Kandidaten stellten sich die Bisherigen Christoph Eymann (lp) und
Carlo Conti (cvp) auf einer gemeinsamen Viererliste der Wahl. Die Bürgerlichen traten
damit jedoch nicht geeint auf: sowohl die SVP als auch die Grünliberalen versuchten mit
eigenen Kandidaten, die Parteizusammensetzung im Regierungsrat zu erneuern.
Während die noch junge GLP auf Emmanuel Ullmann setzte, portierte die SVP gleich
zwei Kandidaten: mit den Grossräten Lorenz Nägelin und Patrick Hafner wolle die
zweitstärkste Partei des Kantons eine adäquate Regierungsvertretung gewinnen, so das
Credo. Keine Chancen wurde den drei weiteren Kandidierenden gewährt: der
parteilose Elia Rediger, Christian Mueller (Freistaat Unteres Kleinbasel) und Eric Weber
von der rechtsextremen Volksaktion fanden in der Presse kaum Beachtung. Die bereits
bei den letzten Gesamterneuerungswahlen bestehende Zersplitterung der bürgerlichen
Parteien wurde als gute Voraussetzung für die Linke betrachtet, die ihrerseits mit
einem Viererticket aus den Bisherigen antrat. Darüber hinaus sorgten interne
Streitigkeiten bei den Bürgerlichen für Unmut: der langjährige LP-Grossrat Andreas
Burckhardt sprach sich gegen eine Unterstützung von Baschi Dürr aus, da dieser die
Unteroffiziersschule verweigert habe. Dürr verschaffte sich später Anerkennung mit
seiner Ankündigung, zugunsten seines Ziels eines Regierungsratsmandates auf ein
Nachrücken in den Nationalrat für den zwischenzeitlich verstorbenen Peter Malama zu
verzichten. Die Handelskammer beider Basel gab zudem eine Wahlempfehlung für alle
Bisherigen (mit Ausnahme von Morin) und die beiden FDP-Kandidaten nicht aber für die
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SVP-Kandidierenden ab. Tatsächlich war die Akzeptanz der bisherigen Regierung aber
breit, was sich auch in einem relativ lauen Wahlkampf ausdrückte. Die Ankündigung der
Bürgerlichen, die Mehrheit in der Exekutive zurückerobern zu wollen, war laut Presse
eher ein frommer Wunsch als eine eigentliche Kampfansage. Kritik an der Regierung gab
es kaum, ein eigentliches Wahlkampfthema fehlte gänzlich. Zusammen mit der
Änderung der Wahlregeln für das Parlament (siehe oben) gab es auch eine Änderung bei
den Regierungswahlen. Um zu verhindern, dass es wie vier Jahre zuvor zu einer stillen
Wahl kommt, sollte der Regierungspräsident – seit 2008 in einer Direktwahl bestimmt –
neu zusammen mit den anderen Regierungsmitgliedern gewählt werden. Für das
Präsidialamt kandidierten neben Morin auch Dürr und Nägelin sowie Rediger und
Weber.

Wie allgemein erwartet schafften die sechs Bisherigen im ersten Wahlgang Ende
Oktober auf Anhieb die Wiederwahl. Das Trio der SP erzielte die meisten Stimmen,
allen voran Eva Herzog (30'182 Stimmen) gefolgt von Christoph Brutschin (26'618
Stimmen) und Hans-Peter Wessels (24'887 Stimmen). Auch Carlo'Conti (23 222), Guy
Morin (22'902 Stimmen) und Christoph Eymann (22'312) übersprangen das absolute
Mehr (21'983 Stimmen). Dies gelang hingegen weder Baschi Dürr (17'038 Stimmen) noch
dem überraschend weit abgeschlagenen Christoph Haller (13'491), der für den zweiten
Wahlgang nicht mehr nominiert wurde. Der FDP gelang es wohl auch deshalb nicht,
ihren Sitz im ersten Wahlgang zu verteidigen, weil die Konkurrenz durch die SVP –
Patrick Hafner erhielt 8'084 Stimmen und Lorenz Nägelin 7'852 Stimmen – und durch
die GLP, bei der Emmanuel Ullmann allerdings lediglich 5'668 Stimmen erhielt, wohl zu
gross war. Wermutstropfen im links-grünen Erfolg war der Umstand, dass Guy Morin die
Wahl zum Regierungspräsidenten um 859 Stimmen verpasste. Mit 20'266 Stimmen lag
er in der Ausmarchung um das Präsidialamt aber weit vor Dürr (11'851 Stimmen) und
Nägelin (4'600 Stimmen). Die Wahlbeteiligung beim ersten Wahlgang lag bei 41,5%. Fast
wäre es im zweiten Wahlgang zu einer stillen Wahl gekommen. Sowohl die SVP als auch
die GLP beschlossen nämlich, nicht mehr anzutreten. Allerdings wollten Christian
Mueller, der lediglich 1% aller Stimmen (2'129) erzielt hatte, und Damian Heizmann, ein
neuer parteiloser Kandidat, der einige Sympathien im Grünen Lager hatte, im zweiten
Umgang noch einmal gegen Baschi Dürr antreten. Mehr Spannung verhiess die Wahl für
den Regierungspräsidenten, die nun zwischen Dürr und Morin ausgetragen wurde. Die
SP unterstützte Morin, während sich die LP für Dürr aussprach. Weder die GLP noch die
SVP gaben eine Empfehlung ab. Für Wirbel sorgte Mueller, der rund zwei Wochen vor
dem zweiten Umgang seinen Rückzug zugunsten von Heizmann ankündigte, was aber
rechtlich nicht möglich war. Auch die Ankündigung Dürrs, auch im Falle einer Wahl
einen Morgen Hausarbeit verrichten zu wollen, sorgte für landesweite Schlagzeilen. Die
geringe Spannung wirkte sich auf die Höhe der Beteiligung im zweiten Wahlgang aus, die
bei lediglich 32,1% lag. Wie erwartet setzte sich Dürr deutlich mit 17'300 Stimmen vor
Heizmann (3'049 Stimmen) und Mueller (1'418 Stimmen) durch. Die Wahl für das
Präsidialamt gewann Morin (19'390 Stimmen) mit rund 6'000 Stimmen Vorsprung auf
Dürr (13'638). Die Verteilung der Departemente änderte sich nicht; Dürr übernahm das
Justiz- und Sicherheitsdepartement von seinem Vorgänger Gass. Die Baselstädtische
Bevölkerung hatte sich damit also letztlich weiterhin für die Kohabitation entschieden:
ein links-grün dominierter Regierungsrat steht einer etwas bürgerlicher gewordenen
Legislative gegenüber. Deutlich wurde zudem, dass sich die links-grüne Mehrheit in der
Regierung wohl nur mit einem grossen bürgerlichen Bündnis zwischen FDP, CVP, LP und
SVP, das allerdings laut Pressekommentaren in weiter Ferne liege, knacken liesse. 6

Sur les sept membres sortants du gouvernement du canton de Bâle Ville, deux ne se
représentaient pas pour un mandat supplémentaire: le libéral-démocrate Christoph
Eymann, élu au Conseil national en octobre 2015, et Guy Morin (verts). Les socialistes
Christoph Brutschin, Eva Herzog et Hans-Peter Wessels souhaitaient briguer un mandat
supplémentaire, tout comme Baschi Dürr (plr) et Lukas Engelberger (pdc). A leurs côtés,
sept candidats étaient en lice: Conradin Cramer (pld), Elisabeth Ackermann (bastA),
Heidi Mück (bastA), Lorenz Nägelin (udc), Martina Bernasconi (pvl), Eric Weber (va) et
Christian Mueller (fuk). 
Pour la première fois, une collaboration entre le PDC, le PLR, l'UDC et le PLD a vu le
jour, dans le but de retrouver une majorité bourgeoise au gouvernement, majorité
perdue depuis douze ans. Quatre candidats profitaient donc de cette collaboration, à
savoir Lukas Engelberger, Baschi Dürr, Conradin Cramer et Lorenz Nägelin. Lors des
discussions, Michel Rusterholtz (BS, pbd) avait été proposé pour occuper  la place de
Lorenz Nägelin sur le ticket bourgeois, le candidat UDC ne représentant pas tous les
électeurs bourgeois selon certains avis. Finalement, le PBD décida ne pas présenter son
candidat, en tout cas pour le premier tour, afin de ne pas mettre en péril l'atteinte
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d'une majorité bourgeoise au gouvernement. La stratégie du PS était quant à elle
défensive, à savoir assurer la réélection de ses trois membres sortants et, notamment
avec la candidature d'Elisabeth Ackermann, défendre la majorité rouge-verte. La
gauche visait également le siège vacant de Christoph Eymann, afin de renforcer sa
présence au gouvernement. Lors de la campagne, l'UDC a mis en avant les thèmes de la
sécurité, de la diminution d'impôts et de la lutte contre la criminalité étrangère. Le PS
militait pour un contrôle accru des entreprises, pour une politique économique plus
redistributive et une meilleure protection des travailleurs. Outre ces thématiques, le PS
a choisi de jouer la carte de la transparence quant à son budget de campagne. Les
autres partis en course n'ont pas suivi la même voie, estimant que l'électeur n'était pas
intéressé par ce genre d'information. Autre fait ayant suscité la curiosité durant cette
campagne, la candidate Martina Bernasconi a, dans une vidéo de campagne des jeunes
Vert'libéraux, embrassé une fille afin de faire passer un message libéral et en faveur de
la liberté. Finalement, une organisation de migrants appela au boycott de l'élection,
déplorant l'absence d'une politique d'intégration véritablement constructive. 
Lors du premier tour, avec une majorité absolue fixée à 23'422 voix, trois membres
sortants du gouvernement sont arrivés en tête: les socialistes Eva Herzog, avec un score
de 33'576 voix, et Christophe Brutschin, avec 29'448 voix, ainsi que Lukas Engelberger,
qui totalisa 26'635 voix. Deux nouveaux membres accédèrent également au pouvoir
exécutif: Conradin Cramer avec 24'078 voix et Elisabeth Ackermann avec 23'546 voix.
Hans-Peter Wessels comptabilisa 22'550 voix, nombre insuffisant pour obtenir un siège
au regard de la majorité absolue. Suivaient Baschi Dürr avec 21'090 voix, Heidi Mück
avec 18'105 voix, Lorenz Nägelin avec 17'269 voix, Martina Bernasconi (14'115 voix),
Christian Mueller (6'414 voix) et Eric Weber avec 3'247 voix. Le PLD a donc conservé son
siège. Le siège de Guy Morin sera occupé par Elisabeth Ackermann. Les Verts et le Parti
socialiste pouvaient d'ores et déjà se féliciter. A la suite de son élection dès le premier
tour, il devenait fort probable qu'Elisabeth Ackermann accède à la présidence du
gouvernement, son principal concurrent, Baschi Dürr, n'ayant pas obtenu la majorité
absolue. 
Lors du deuxième tour, organisé le 27 novembre 2016, cinq candidats s'affrontaient
pour les deux sièges encore disponibles: les sortants Hans-Peter Wessels et Baschi
Dürr, ainsi que Heidi Mück, Lorenz Nägelin et Eric Weber. Hans-Peter Wessels totalisa
26'155 voix, suivi par Baschi Dürr avec 22'906 voix. Tous deux entameront donc un
mandat supplémentaire au pouvoir exécutif. Heidi Mück arriva en troisième position
avec un total de 21'072 voix, suivie par Lorenz Nägelin (19'084 voix) et Eric Weber (2'716
voix). Elisabeth Ackermann accède à la présidence du gouvernement. C'est donc une
majorité rouge-verte qui, une fois de plus, domine le gouvernement bâlois. 7

Kantonale Ersatzwahlen

Die Ausgangslage für die nach der Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf (svp) in den
Bundesrat nötig gewordene Ersatzwahl im Kanton Graubünden war klar. Barbara Janom
Steiner, Präsidentin der kantonalen SVP, trat an. Es gab keine weiteren Kandidaturen
innerhalb der SVP und die anderen Parteien verzichteten darauf, die SVP
herauszufordern. Der einzige Gegenkandidat zu Janom Steiner war Willy Tochtermann
(parteilos). SP und Grüne riefen dazu auf, leere Stimmzettel einzuwerfen. Eine
besondere Situation ergab sich dadurch, dass Widmer-Schlumpf nach ihrer Wahl in den
Bundesrat anstelle von Christoph Blocher von der nationalen SVP zum Parteiaustritt
aufgefordert worden war. Die Bündner SVP wurde unter Druck gesetzt, Widmer-
Schlumpf andernfalls aus der Partei auszuschliessen. Aus diesem Konflikt entstand
später die neue BDP, der neben Widmer-Schlumpf auch Janom Steiner beitreten sollte.
Bei einer Wahlbeteiligung von nur 15,7% wurde Janom Steiner gewählt. Sie erhielt 12'947
Stimmen. 5751 Stimmzettel waren leer, 1634 Stimmen gingen an Vereinzelte (darunter
Tochtermann, der nicht separat aufgeführt wurde). 8

WAHLEN
DATUM: 30.03.2008
SABINE HOHL

Ziemlich überraschend gab der Basler Gesundheitsdirektor Carlo Conti (cvp) Anfang
Januar seinen Rücktritt bekannt. In Basel-Landschaft hatten nicht korrekt
abgerechnete Honorare von Regierungsmitgliedern hohe Wellen geworfen:
Entschädigungen für Mandate bei staatsnahen Betrieben wurden nicht wie eigentlich
vorgesehen in die Staatskasse eingezahlt, sondern als persönliche Honorare verbucht.
Conti, zur Zeit seines Rücktritts auch Präsident der Konferenz der
Gesundheitsdirektoren, überprüfte in der Folge seine eigenen Einkünfte und stellte
fehlerhafte Verbuchungen fest. Die nicht korrekt abgelieferten Beträge summierten
sich nach Contis Angaben auf rund CHF 111'000. Der Gesundheitsdirektor sprach von
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Versäumnissen, die er in der Zwischenzeit zwar zurückbezahlt habe, die es ihm aber
nicht zuliessen, weiter im Amt zu verbleiben. Der Rücktritt brachte Conti viel Respekt
ein, versetzte aber sowohl die Regierung als auch die CVP in Zugzwang. Die Exekutive
ordnete eine Überprüfung der Einkünfte durch die Finanzkontrolle an, die in einem
Mitte Juli vorliegenden Bericht keine Verfehlungen ausmachen konnte. Die CVP
kündigte trotz des seit den Gesamterneuerungswahlen 2012 auf 7,3% geschrumpften
Wähleranteils an, den Sitz mit Lukas Engelberger, dem Kantonsparteipräsidenten,
verteidigen zu wollen. Der in Basel-Stadt bekannte, wirtschaftsnahe und beim im
Stadtkanton wichtigen Pharmakonzern Roche tätige Engelberger erhielt Konkurrenz von
Martina Bernasconi (glp). Die ebenfalls seit einigen Jahren politisch tätige Bernasconi
wollte mit ökologischen Themen die linke Wählerschaft abholen, was allerdings durch
die Stimmfreigabe der SP und der GP erschwert wurde. Die SP liess verlauten, dass die
SVP nicht regierungsfähig sei und die Kandidierenden von GLP und CVP zu bürgerlich
seien. Engelberger wurde von der FDP und den Liberalen (LDP) unterstützt. Ein Trumpf
für die GLP-Kandidatin war, dass mit ihrer Wahl der magere Frauenanteil in der
Regierung hätte erhöht werden können. Die SVP, stärkste Partei im Stadtkanton,
schaffte es nicht rechtzeitig, einen kompetitiven Kandidaten aufzustellen. Zwar war
bereits im Februar mit Thomas Egloff ein möglicher SVP-Regierungsrat präsentiert
worden, dieser zog sich aber – auch weil ihm als weitgehend unbekannten Chirurgen
kaum Chancen eingeräumt wurden – Ende März bereits wieder zurück. Flugs stellte sich
Vizepräsident Eduard Rutschmann zur Verfügung. Rutschmann sass zwar im Grossrat,
hatte aber bei lokalen Wahlen in Riehen verloren und galt lediglich als Lückenbüsser.
Der SVP wurde vorgeworfen, zwar gebetsmühlenartig einen ihr als stärkste Fraktion
zustehenden Regierungssitz zu fordern, wenn es darauf ankäme aber keine valablen
Kandidierenden aufstellen zu können. Als vierter Kandidierender meldete Eric Weber
sein Interesse an der Regierung an. Weber sass als Vertreter der NA zwischen 1984 und
1992 im Grossen Rat von Basel-Stadt und war bei den Erneuerungswahlen 2013 für die
„Volks-Aktion gegen zu viele Ausländer und Asylanten in unserer Heimat – Liste
Ausländerstopp“ (VA) erneut ins Parlament gewählt worden. Der umstrittene und als
Parlamentsschreck und Irrläufer bezeichnete Weber wurde von den Medien geschnitten
und konnte sich im Wahlkampf kaum in Szene setzen. 
Bei den Wahlen vom 18. Mai hatten dann weder Weber noch Rutschmann eine Chance.
Mit seinen 8'111 Stimmen erzielte der SVP-Kandidat nur knapp die Hälfte der Stimmen
von Bernasconi (16'018 Stimmen) und Engelberger (18'873 Stimmen). Weber erhielt
lediglich 2'061 Stimmen. Das Resultat wurde als positive Überraschung für die GLP-
Kandidatin gewertet, die mutmasste, dass viele linke Wählerinnen und Wähler leer
eingelegt hatten und sich für den zweiten Wahlgang Unterstützung von dieser Seite
versprach. Weil nämlich sowohl die GLP-Vertreterin als auch der CVP-Politiker das
absolute Mehr (24'268) verpassten, musste am 22. Juni ein zweiter Wahlgang
durchgeführt werden. Die SVP zog sich zurück und verzichtete auf eine Empfehlung.
Eric Weber trat hingegen erneut an. Trotz einer markant geringeren Wahlbeteiligung
von 32% – was wohl auch auf den sehr lauen Wahlkampf und den Umstand
zurückzuführen ist, dass im ersten Wahlgang gleichzeitig über die Flugzeugbeschaffung
(Gripen) und die Mindestlohn-Initiative abgestimmt worden war (46,2%) – konnte
Engelberger seine Stimmenzahl im Vergleich zum ersten Urnengang halten. Von den
18'387 Stimmen waren ihm wohl auch einige aus dem SVP-Lager zuteil geworden.
Bernasconi vermochte hingegen nicht mehr gleich zu mobilisieren und erhielt noch
11'692 Stimmen. Auch der erhoffte Frauenbonus oder die Unterstützung aus dem linken
Lager hatte damit also nicht gespielt. Weber konnte leicht zulegen und erzielte 2'343
Stimmen. Die Zusammensetzung der Baselstädter Regierung blieb damit unverändert
bei drei SP-, einem GP-, einem FDP-, einem LP- und einem CVP-Vertreter. Engelberger
trat am 1. August die Nachfolge von Conti an. Für die Gesamterneuerungswahlen 2016
hatte das langjährige Regierungsmitglied Christoph Eymann (LDP) bereits 2013
angekündigt, nicht wieder anzutreten. 9
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Eidgenössische Wahlen

Ein weiteres aktuelles, aber von den Parteien nur wenig aufgenommenes Thema war der
starke Franken. Aufgrund der Verwerfungen an den Devisenmärkten waren die Parteien
gezwungen, Position zu beziehen, was sie allerdings aufgrund der wenig
mobilisierenden Komplexität des Themas nur widerwillig taten. Zwar forderte etwa SP-
Präsident Christian Levrat eine Anbindung des Frankens an den Euro und Christoph
Blocher machte sich für ein Revitalisierungsprogramm stark, eine eigentliche
Einbindung des aktuellen Themas in die Wahlagenda der Parteien fand aber nicht statt.
Weil die Parteien lieber bei ihren Wahlkampf-Themen blieben, wurde die Frankenstärke
trotz ihrer Bedeutung nicht zu einem Wahlkampfschlager. 10

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Ein Novum stellte der starke Fokus auf die Ständeratswahlen dar. Wurden
Ständeratswahlkämpfe bis anhin eher in den Kantonen ausgefochten, versuchte die SVP
die Wahlen in die kleine Kammer zu einem nationalen Ereignis zu machen. An einer
Medienkonferenz Anfang April kündigte die Volkspartei den Kampf gegen den
„Linksrutsch der europhilen Dunkelkammer“ an. Wenn die Wählerschaft einen EU-
Beitritt verhindern wolle, müsse sie die SVP im Ständerat stärken. Die SVP versuchte,
auch den eigentlich vorwiegend personenbezogenen Wahlkampf um den Ständerat mit
Themen zu besetzen. Sie bekräftigte ihr Vorhaben, indem sie mit dem ehemaligen
Bundesrat Christoph Blocher (ZH), Parteipräsident Toni Brunner (SG),
Fraktionspräsident Caspar Baader (BL), dem ehemaligen Bundesratskandidaten Jean-
François Rime (FR), Nationalrat Oskar Freysinger (VS), Neo-Ständerat Adrian Amstutz
(BE; im Ständerat seit Frühjahr 2011) und Nationalrat Ulrich Giezendanner (AG)
eigentliche Schwergewichte in den Ständeratswahlkampf schickte. Die Medien nahmen
die Vorlage dankbar auf und schrieben fortan von einem „Sturm aufs Stöckli“. 11

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Unter den Kandidierenden fanden sich einige prominente Quereinsteiger. In Bern trat
der Fernsehmoderator Matthias Aebischer für die SP an und wollte es seinen
Vorgängern Filippo Leutenegger (fdp, ZH, 2011 wiedergewählt), Maximilian Reimann (svp,
AG, 2011 wiedergewählt), Anton Schaller (ldu, ZH, bis 1999) oder Werner Vetterli (svp, ZH,
bis 1999) gleichtun, die ebenfalls den Sprung vom Fernsehstudio in die Politik geschafft
hatten. Ein ehemaliger Skirennfahrer (Paul Accola, svp, GR), ein Herzchirurg (Thierry
Carrel, fdp, BE), der Präsident der Ärzteverbindung FMH (Jacques de Haller, sp, BE) ein
Kriminologe (Martin Kilias, sp, AG) und der parteilose Vater der Abzocker-Initiative
(Thomas Minder, SH) wollten von ihrer Bekanntheit Profit ziehen und direkt in die
nationale politische Arena einsteigen. Zudem lächelten einige bekannte Köpfe von den
Wahlplakaten, die sich einen Wiedereinstieg erhofften, allen voran Christoph Blocher
(svp, ZH) aber auch Alexander Tschäppät (sp, BE), Christoph Eymann (lp, BS), Silva
Semadeni (sp, GR) oder die erste grüne Nationalrätin aus Solothurn, Marguerite
Misteli. 12

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Die SVP hatte ihr Parteiprogramm bereits 2010 verabschiedet. Ehrgeiziges Ziel waren
30% Wähleranteil. Dieses sollte mit Hilfe des Slogans „Schweizer wählen SVP“ sowie
zwei zentralen Wahlkampfthemen – dem Kampf gegen den EU-Beitritt und gegen die
Zuwanderung – erreicht werden. Lokomotive für den Wahlkampf sollte – wie vier Jahre
zuvor – eine Initiative gegen die Zuwanderung werden („gegen Masseneinwanderung“).
Ein weiteres Ziel war zudem eine bessere Vertretung im Ständerat. Das ehemals
bürgerliche Stöckli sei in letzter Zeit zu „europhil“ und „heimatmüde“ geworden,
rechtfertigte Parteipräsident Brunner an der Delegiertenversammlung im Januar die
Idee, in allen Kantonen mit eigenen Kandidaten antreten zu wollen. Für einigen Wirbel
sorgte der Umstand, dass Alt-Bundesrat Christoph Blocher wieder antrat. Er
kandidierte in Zürich sowohl für den Nationalrat wie auch für den Ständerat. Ende
August unterzeichneten die rund 200 National- und Ständeratskandidatinnen und
-kandidaten der SVP symbolisch einen Vertrag mit dem Volk, in welchem sie
versprachen, sich gegen die EU, für eine Beschränkung der Zuwanderung und für die
Ausschaffung krimineller Ausländer einzusetzen. 13
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Vor allem die Jungparteien kritisierten den Umstand, dass einige langjährige
Nationalrätinnen und Nationalräte noch einmal kandidierten. So trat etwa die SVP mit
Toni Bortoluzzi (svp, ZH), Max Binder (svp, ZH), Roland F. Borer (svp, SO), Ulrich
Giezendanner (svp, AG) und Luzi Stamm (svp, AG) mit fünf Kandidierenden an, die seit
20 Jahren in der grossen Kammer sitzen. Auch der wieder kandidierende Christoph
Blocher sass schon 24 Jahre im Nationalrat und der 80-Jährige Jacques Neirynck (cvp,
VD), der von 1999 bis 2003 und von 2007 bis 2011 in der grossen Kammer sass,
kandidierte ebenfalls noch einmal. Die Ankündigungen von Anita Thanei (sp, ZH) und
Andreas Gross (sp, ZH), für eine sechste Legislatur zu kandidieren führten innerhalb der
Zürcher Kantonalpartei zu einem neuen Verfahren: ab zwölf Amtsjahren muss zwei
Drittel der Delegiertenstimmen hinter sich vereinen, wer erneut für den Nationalrat
kandidieren will. Dieser Regel fiel Thanei, nicht aber Gross zum Opfer. Die Tessiner FDP
kennt eine parteiinterne Amtszeitbeschränkung von 12 Jahren, was für den
Parteipräsidenten Fulvio Pelli den Rücktritt bedeutet hätte. Die Partei entschied
allerdings, dass Pelli als Parteipräsident der FDP Schweiz erneut für die Kandidatur
zugelassen werden sollte. 14

WAHLEN
DATUM: 23.11.2011
MARC BÜHLMANN

Viel zu diskutieren gab im Kanton Zürich der Angriff von Christoph Blocher (svp) auf die
Sitze der Bisherigen und wieder antretenden Verena Diener (glp) und Felix
Gutzwiller(fdp). Die Chancen von Blocher standen allerdings nicht gut. Noch nie in den
letzten 50 Jahren war in Zürich ein amtierender Ständerat abgewählt worden und
ausserhalb der SVP-Klientel konnte der ehemalige Bundesrat nicht auf Unterstützung
hoffen. Weitere sechs Parteien schickten Kandidatinnen und Kandidaten ins Rennen,
wobei sie sich ihrer geringen Chancen bewusst waren, die Wahlen in die kleine Kammer
jedoch als Plattform nutzen wollten. Die SP trat mit Thomas Hardegger an, nachdem sie
sich gegen eine Kandidatur von Andreas Gross entschied, der Interesse signalisiert
hatte. Die Grünen nominierten Balthasar Glättli. Urs Hany wurde von der CVP und Maja
Ingold von der EVP ins Rennen geschickt. Komplettiert wurde das Feld durch Hans-
Jakob Heitz (parteifrei.ch) und Jakub Walczak (Partei Solidarische Schweiz). Die FDP gab
keine Wahlempfehlung für die SVP ab und brach damit eine Tradition. 2007 hatte sie
sich nach langem Ringen noch für den damaligen Kandidaten Ueli Maurer
ausgesprochen. Die BDP sprach sich für die beiden Bisherigen aus. Die SVP rief zu
einem Gutzwiller-Boykott auf und die SP unterstützte auch die Kandidatur der Grünen.

Das absolute Mehr von 173'162 wurde im ersten Wahlgang von keinem der
Kandidierenden erreicht. Diener (157'945) und Gutzwiller (153'548) lagen zwar relativ
deutlich vor Blocher (131'041), die Zersplitterung der Stimmen führte aber zum Novum
im Kanton Zürich, das bisherige Kantonsvertreter für einen zweiten Wahlgang antreten
mussten. Von den restlichen Kandidierenden kamen lediglich Hardegger (72'727) und
Glättli (68'036) auf mehr als 50'000 Stimmen. Beide zogen sich zusammen mit den
Kandidierenden der CVP und der EVP für den zweiten Umgang zurück. Dieser fand Ende
November statt und resultierte in der Bestätigung der beiden Bisherigen. Die
Reihenfolge hatte sich dabei allerdings umgedreht: Gutzwiller (239'005) erhielt mehr
Stimmen als Diener (214'436). Blocher war auch im zweiten Umgang überraschend weit
abgeschlagen (123'939) und erhielt praktisch keine Stimmen aus anderen Parteien als
der SVP, von denen für den zweiten Umgang ausser der EDU auch keine eine
Empfehlung für die SVP ausgegeben hatten. Die Stimmen der zurückgetretenen
Kandidierenden gingen an Diener und Gutzwiller, was den deutlichen Stimmenzuwachs
bei den beiden Bisherigen erklärte. Der Stimmenrückgang bei Blocher konnte durch die
schwache Mobilisierung der eigenen Wählerschaft erklärt werden. Die Stimmbeteiligung
beim zweiten Wahlgang war denn auch auf 42,3% zurückgegangen (1, Wahlgang:
46,8%). 15

WAHLEN
DATUM: 27.11.2011
MARC BÜHLMANN

Im Kanton Basel-Stadt gab es wie bei jeden Ständeratswahlen nur einen Sitz zu
besetzen. Umso bemerkenswerter war die Tatsache, dass sich die bisherige SP-
Ständerätin Anita Fetz praktisch ohne Konkurrenz  zur Wiederwahl stellen durfte. Der
potenziell aussichtsreichste Anwärter auf bürgerlicher Seite, LDP-Regierungsrat
Christoph Eymann, stand nicht zur Verfügung. Er hatte im Vorfeld eine breite
Unterstützung von der Mitte bis zur SVP als Voraussetzung für eine Kandidatur definiert.
Die Erfüllung dieser Voraussetzung war jedoch rasch zum Scheitern verurteilt, da die
SVP im Gegenzug – vergeblich – eine Listenverbindung mit der FDP und der LDP
forderte. Die FDP wiederum, wollte eine Doppelkandidatur für den National- und
Ständerat des LDP-Kandidaten nicht unterstützen. Der Sitz im Stöckli, welcher sich seit
1967 in SP-Händen befindet, schien demnach ein weiteres Mal seine Parteifarbe zu

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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behalten. Neben dem skandalumwitterten Aussenseiter Erich Weber fanden sich
letztlich doch noch zwei bürgerliche Kandidaten, welche zumindest das Ausbleiben
einer (de facto) stillen Wahl verhinderten. Auf der einen Seite stellte sich GLP-
Kantonalpräsident Daniel Wüest-Rudin zur Wahl, wohl auch mit dem Hintergedanken,
die gleichzeitige Nationalratskandidatur zu befeuern und die Chancen auf der
Listenverbindung mit der CVP zu erhöhen. Auf der anderen Seite sprang der
Jungfreisinnige Julian Eicke in die Bresche. Der 24-jährige war zunächst von den
bürgerlichen Jungparteien und später sogar offiziell von den Mutterparteien CVP, FDP
und SVP portiert worden. Nichtsdestotrotz wurden beide Kandidaturen nie auch nur
annähernd als chancenreich betrachtet. 
Der Wahlkampf wurde fast ausschliesslich von der unglücklichen bürgerlichen
Kandidatensuche dominiert. Von „Drama“ bis „Desaster“ wurde denn auch nicht mit
Kritik und Häme seitens der Medien gespart. Auf linker Seite präsentierte sich die Lage
dementsprechend entspannt, aber gleichzeitig auch wenig enthusiastisch. Zuweilen war
– wenn auch eher hinter vorgehaltener Hand – eine gewisser Missmut über die
angestrebte, vierte Amtszeit von Anita Fetz auszumachen. Dies hing nicht zuletzt damit
zusammen, dass die Sozialdemokraten eigens ihre Partei-Statuten geändert hatten, um
eine erneute Kandidatur überhaupt zu ermöglichen. Medial dominierten Portraits über
die SP-Frau, welche – oft mit biographischen Hintergründen unterlegt – ihre Dominanz
und Unantastbarkeit zu analysieren versuchten.

Der 18. Oktober brachte den erwarteten Sieg von Anita Fetz im ersten Wahlgang. Sie
überbot mit 35‘842 Stimmen das absolute Mehr von 27‘528 Stimmen klar. Die
amtierende Sozialdemokratin in einen zweiten Wahlgang zu zwingen – inoffiziell wohl
das bürgerliche Maximalziel – gelang erneut nicht. Der jungfreisinnige Julian Ecke
konnte als politischer Newcomer immerhin den zweiten Platz erkämpfen (7‘320
Stimmen). GLP-Kandidat Daniel Wüest-Rudin  musste sich mit 5‘970 Stimmen
begnügen, Eric Weber mit deren 3‘471. Nach ihrer klaren Wahl verkündigte Anita Fetz
sodann, was allgemein bereits erwartet worden war: Die vierte Amtszeit werde ihre
letzte sein. 16

Auf 15 verschiedenen Listen kämpften die Kandidierenden bei den Nationalratswahlen
im Kanton Graubünden um die fünf begehrten Sitze. Bei gleichbleibender Listenzahl
erhöhte sich die Zahl der Anwärterinnen und Anwärter leicht auf insgesamt 70 (2011:
69). Ausser bei den Grünliberalen ergänzten die Listen der jeweiligen Jungparteien jene
der Mutterparteien. Die FDP trat zudem mit zwei („Liberal“ und „Wirtschaft“), und die
SVP sogar mit drei Hauptlisten an („M“,“B“ und „International“). Mit den Patriotisch
Liberalen Demokraten (PLD) komplettierte eine von zwei Sportgymnasiasten
gegründete, rechtsbürgerliche Partei das Kandidatenfeld.

Dominantes Thema im Bündner Nationalratswahlkampf war zweifelsohne die Kandidatur
der EMS-Chefin Magdalena Martullo-Blocher für die SVP. Der Antrittsentscheid der
Tochter von SVP-Mäzen Christoph Blocher sorgte dafür, dass die Wahlen in der
Südostschweiz starke nationale Medienaufmerksamkeit erhielten. Für Diskussionen
sorgte dabei der Umstand, dass die Unternehmerin ihren Wohnsitz im zürcherischen
Feldmeilen und nicht etwa im Kanton Graubünden hatte. Ihre Wahlchancen wurden
aufgrund ihrer geringen lokalen Verankerung deshalb von einigen Medienexponenten als
eher gering eingeschätzt. Ausser mit der Kleinpartei PLD ging die SVP keine
ausserparteilichen Listenverbindungen ein. Zu verteidigen hatte die Volkspartei einen
Sitz, nämlich jenen von Kantonalpräsident Heinz Brand. Mit ihrer Liste M (für Martullo)
und ihrer Liste B (für Brand) machte die SVP klar, dass ihr Ziel für die Wahlen ein
Sitzgewinn darstellte. 
Gefährdet war insbesondere das Mandat des GLP-Nationalrats Josias Gasser. Die
Grünliberalen hatten 2011 dank einer Listenverbindung mit der SP den Einzug in den
Nationalrat geschafft. Vier Jahre später kam ihnen von den Sozialdemokraten jedoch
wenig Gegenliebe entgegen, da sich diese von Gassers Bilanz in Bern enttäuscht
zeigten. Gasser versuchte seinerseits, sich deutlich von links abzugrenzen, um eine
Verbindung mit den anderen bürgerlichen Mitteparteien zu erreichen. Als er von diesen
jedoch verschmäht wurde, blieb der GLP nichts anderes übrig als erneut eine Zweckehe
mit der SP einzugehen. Bei den Sozialdemokraten und ihrer Nationalrätin Silva
Semadeni sorgte dieser Verbund zwar ebenfalls für wenig Begeisterung, zumindest aber
erhöhten sich so rechnerisch die Chancen auf einen Sitzgewinn. Wohl entscheidender
für die Listenverbindung war jedoch die erhoffte Verhinderung eines Sitzgewinnes der
SVP.
Auf bürgerlicher Seite  kam es zu einer breiten Koalition aus FDP, BDP und CVP, was in
Graubünden seit langer Zeit die erste Verbindung dieser Art darstellte. Lange gab es
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auch Diskussionen über einen Anschluss der SVP. Diese Debatte wurde vor allem von
der SVP selber forciert, welche einen solchen Zusammenschluss energisch forderte.
Von Seiten der anderen bürgerlichen Parteien wurde verhalten über Verhandlungen mit
der Volkspartei kommuniziert. Für Missmut sorgte die Drohung seitens der SVP, man
würde die bisherigen Ständeräte von FDP und CVP mit einem eigenen Kandidaten
konkurrenzieren, falls der Schulterschluss nicht zustande käme. Die bürgerlichen
Parteien entschieden sich aber letztlich, ohne die SVP anzutreten. Ihre Koalition galt
damit als aussichtsreichste Anwärterin auf die Eroberung des gefährdeten GLP-Sitzes.
Dieser war der FDP bei den letzten Wahlen weggeschnappt worden und lag nun – laut
Umfragen kurz vor der Wahl – für den Freisinn wieder in Reichweite. Der Sitz des
bisherigen CVP-Nationalrats Martin Candinas galt als nicht gefährdet. Ebenso wenig
wurde mit einer Nichtwahl des Engadiner BDP-Mannes Duri Campell gerechnet, welcher
den zurücktretenden Hansjörg Hassler ersetzten sollte.

Der Wahltag endete mit einer eindeutigen Wahlsiegerin – der SVP. Die Partei konnte
gegenüber den letzten Wahlen um 5.2 Prozentpunkte zulegen und kam neu auf 29.7%
Wähleranteil. Dank diesem Glanzresultat und dem daraus resultierenden Sitzgewinn,
schaffte Magdalena Martullo-Blocher tatsächlich den Einzug in den Nationalrat. Mit
18‘901 Stimmen erreichte sie gar das drittbeste Resultat im Kanton. Leidtragender war –
wie erwartet – der bisherige GLP-Nationalrat Josias Gasser. Seine Partei verlor zwar nur
leicht (-0.4 Prozentpunkte), was aber für den Verlust seines Mandates ausreichte. Die
Listenpartnerin SP gehörte mit einem Zuwachs auf 17.6% (+2 Prozentpunkte) ebenfalls
zu den Wahlgewinnerinnen. Die Sozialdemokraten sind somit neu die zweitstärkste
Kraft im Kanton. Ein Debakel erlitt die BDP, welche mit einem Verlust von 6
Prozentpunkten regelrecht abstürzte. Mit 14.6% Wähleranteil rutschte die Mittepartei
damit vom zweiten auf den vierten Rang ab. Die CVP (16.8%, +0.2 Prozentpunkte) und
die FDP (13.3%, +1.4 Prozentpunkte) konnten ihre Anteile leicht ausbauen. Insbesondere
für die FDP war jedoch enttäuschend, dass sie den 2011 verlorenen Sitz nicht
zurückerobern konnte. Die neue Bündner Delegation setzt sich damit folgendermassen
zusammen: 2 SVP, 1 CVP, 1 BDP und 1 SP. Die Wahlbeteiligung stieg gegenüber 2011 um
0.9 Prozentpunkte leicht an (46%) und der Frauenanteil erhöhte sich durch die Wahl
Martullo-Blochers auf 40% (2011: 20%). 17

Bei den Ständeratswahlen 2019 im Halbkanton Basel-Stadt war wie immer nur ein Sitz
zu vergeben. Vor vier Jahren wurde die Ausmarchung um ebendiesen Sitz von Anita Fetz
dominiert und ihr gelang damals die Wiederwahl im ersten Wahlgang mit riesigem
Vorsprung. Da Fetz nach 16 Jahren im Stöckli nicht erneut zur Wahl antrat, versprach
die Ständeratswahl dieses Jahr mehr Spannung.

Der einzige baselstädtische Ständeratssitz ist seit Jahrzehnten fest in SP-Händen.
Deshalb erhielt die Kandidatur der SP viel Aufmerksamkeit. Nach dem Verzicht von Beat
Jans nominierte die Partei schliesslich Eva Herzog, welche seit 2005 der kantonalen
Finanzdirektion vorsteht. Im Mai gab sie ihren Rücktritt als Regierungsrätin auf Januar
2020 bekannt. Herzog hatte in ihrer Amtszeit als Finanzdirektorin mehrere Projekte
durch Kompromisse mehrheitsfähig gemacht, was ihr parteiübergreifend Respekt
einbrachte. Von linker Seite wurde jedoch ebenso häufig kritisiert, sie sei zu
wirtschaftsliberal, was sie auch im Wahlkampf für den Ständeratssitz zu spüren bekam.
Die Partei «Basels starke Alternative» (BastA), Mitglied der Grünen Partei Schweiz, gab
keine Wahlempfehlung für die Ständeratswahlen heraus, da sie sich von Herzog nicht
genügend vertreten fühle.
Wie schon 2015 schafften es die bürgerlichen Parteien nicht, sich auf eine gemeinsame
Kandidatur zu einigen. Die Liberal-Demokratische Partei (LDP), die Stadtbasler
Überreste der Liberalen Partei der Schweiz (LPS), schickte Parteipräsidentin Patricia
von Falkenstein ins Rennen. Von Falkenstein wurde von allen bürgerlichen Parteien
unterstützt, mit Ausnahme der SVP. Diese entschied sich, mit der ehemaligen
Spitzendegenfechterin Gianna Hablützel-Bürki eine eigene Kandidatin zu nominieren.
Die Kandidatur von Hablützel-Bürki verärgerte die restlichen bürgerlichen Parteien, da
sie damit die Chancen für eine erfolgreiche bürgerliche Kandidatur gemindert sahen.
Komplettiert wurde das Kandidatenfeld von den chancenlosen Eric Weber (Volks-Aktion
gegen zu viele Ausländer und Asylanten – VA) und Marc Meyer (parteilos). 

Das Resultat der Wahl fiel letztlich sehr deutlich aus. Eva Herzog gewann 37'230 der
Stimmen (66%). Sie erreichte damit problemlos das absolute Mehr von 28'205 und
wurde bereits im ersten Wahlgang gewählt. Deutlich abgeschlagen auf den Rängen zwei
und drei folgten Patricia von Falkenstein (12'037 Stimmen) und Gianna Hablützel-Bürki
(4557 Stimmen). 18

WAHLEN
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Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Der Kompromiss erwies sich auch bei den Beratungen des Nationalrats in der
Wintersession als tragfähig. Der Rückweisungsantrag der Liberalen wurde mit 105 zu 17
Stimmen abgelehnt. Allerdings bekundete vor allem die SVP Mühe, sich an die
Abmachungen unter den Bundesratsparteien zu halten. Ihr Sprecher Blocher (ZH)
kündigte an, dass die Fraktion die Forderungen nach einer zeitlichen Befristung und für
einen Abbau der direkten Steuern um mindestens Zehn Prozent unterstützen werde. In
der Detailberatung unterlagen jedoch die Anträge Reimann (svp, AG) und Coutau (lp,
GE) für eine Befristung auf zwölf Jahre sowie der Antrag Rychen (svp, BE) für einen
Rabatt bei der direkten Bundessteuer relativ deutlich. Bei der abstimmungspolitisch
wichtigen Frage der Besteuerung des Gastgewerbes korrigierte die Volkskammer den
Ständeratsentscheid und beschloss, diese Branche während einer Übergangsphase von
Fünf Jahren mit einem reduzierten Satz von 4% zu belasten. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Am 12. Dezember wurde anstelle von Christoph Blocher Eveline Widmer-Schlumpf (GR,
svp) in den Bundesrat gewählt. Diese nahm die Wahl nach einer Bedenkzeit an. Die SVP
hatte für den Fall der Abwahl von Blocher den Gang in die Opposition und den
Ausschluss der SVP-Bundesräte aus der Fraktion beschlossen. Fraktionspräsident
Baader wollte zunächst eine schriftliche Bestätigung aller SVP-Parlamentarier einholen,
in der diese sich zur Unterstützung des Oppositionskurses verpflichten sollten.
Aufgrund von Protesten aus dem liberalen Parteiflügel wurde aber auf diese Massnahme
verzichtet. Einige Parlamentarier um den Berner Nationalrat Hans Grunder, die mit dem
Oppositionskurs nicht einverstanden waren, überlegten sich, eine eigene Fraktion zu
gründen. An einer Fraktionssitzung der SVP wurde schliesslich mit 60 zu 3 Stimmen
folgendes beschlossen: Keine Abspaltung eines Teils der Fraktion und keine Bildung von
Untergruppen, Ausschluss von Schmid und Widmer-Schlumpf aus der Fraktion und
Verbot einer institutionalisierten Zusammenarbeit mit den SVP-Bundesräten.
Fraktionspräsident Caspar Baader sagte, Opposition bedeute in erster Linie, dass die
SVP Schmid und Widmer-Schlumpf nicht als ihre Bundesräte betrachte und diese
demzufolge auch nicht schonen werde. Im Parlament wolle die SVP aber nach wie vor
mitarbeiten. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.12.2007
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 1. März in Frauenfeld (TG) wurde Toni Brunner zum
neuen Parteipräsidenten gewählt. Der St. Galler, der 1995 als 21-Jähriger in den
Nationalrat gewählt worden war, gilt als Ziehsohn Christoph Blochers. Die SVP-
Kantonalpartei St. Gallen hatte während seines Präsidiums grossen Zuwachs verbuchen
können. In der Presse überwog die Einschätzung, dass Brunners Vorteile vor allem in
seiner optimistischen Ausstrahlung und lockeren Art liegen. Seine Dossierkenntnisse
wurden jedoch als nicht sehr gut bezeichnet. Als weiteren Nachteil Brunners wurden
seine schlechten Französischkenntnisse genannt – er kündigte jedoch an, diese zu
verbessern. Auch die vorgeschlagenen Vizepräsidenten, darunter Blocher, wurden
gewählt. Die Delegierten bestätigten den Fraktionsausschluss von Schmid und Widmer-
Schlumpf deutlich, einige Gegenstimmen dazu gab es aus den Kantonen Bern und
Graubünden. Der Oppositionskurs der SVP wurde mit 506 zu 25 Stimmen befürwortet.
Die Delegierten stimmten auch der Idee zu, ein Ja zur Personenfreizügigkeit mit
Rumänien und Bulgarien von einem Entgegenkommen der EU in Steuerfragen abhängig
zu machen. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.03.2008
SABINE HOHL
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An ihrer Delegiertenversammlung Anfang Juli in Brig (VS) befasste sich die SVP mit der
Vorlage zur Personenfreizügigkeit. Da das Parlament entschieden hatte, die
Weiterführung der Personenfreizügigkeit mit der EU und deren Ausdehnung auf die
neuen Mitglieder Bulgarien und Rumänien dem Volk im Falle eines Referendums als
eine einzige Vorlage zur Abstimmung vorzulegen, geriet die Partei in ein Dilemma:
Gegen eine Bekämpfung der ganzen Vorlage gab es Widerstand aus dem
wirtschaftsfreundlichen Flügel der Partei, mit einem Akzeptieren der Ausdehnung auf
Rumänien und Bulgarien lief die SVP aber Gefahr, viele Mitglieder an der Basis zu
enttäuschen. Die SVP hatte den Parlamentsentscheid zunächst als „Austricksen des
Volkes“ bezeichnet und angekündigt, gegen die Vorlage das Referendum zu ergreifen.
Der Zentralvorstand hatte im Mai ein Referendum befürwortet, im Juni richtete er sich
jedoch dagegen. Treibende Kraft war dabei alt Bundesrat Christoph Blocher. Die
Delegierten befürworteten den Verzicht auf ein Referendum mit 326 zu 166 Stimmen.
Die Junge SVP und einige Kantonalsektionen entschieden jedoch später, das von den SD
und der Lega lancierte Referendum zu unterstützen. Weiter wurde an der Versammlung
beschlossen, die AUNS-Volksinitiative „für die Stärkung der Volksrechte in der
Aussenpolitik (Staatsverträge vors Volk)“ aktiv zu unterstützen. Zudem wurde die neue
SVP-Sektion Graubünden in die Landespartei aufgenommen. 22

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.07.2008
SABINE HOHL

Im November kündigte Bundesrat Samuel Schmid seinen Rücktritt an. Durch ihre
heftigen Angriffe auf ihn und seine Arbeit hatte die SVP zu dieser Entwicklung
beigetragen. Der Partei bot sich nun die Möglichkeit einer Bundesratskandidatur. Mit
Spannung wurde erwartet, ob die SVP erneut Christoph Blocher nominieren würde –
was angesichts seiner geringen Wahlchancen einem freiwilligen Verbleib in der
Opposition gleichgekommen wäre. Die SVP-Bundeshausfraktion entschied sich für ein
Zweierticket mit Christoph Blocher und Ueli Maurer. Ueli Maurer wurde am 10.
Dezember äusserst knapp in den Bundesrat gewählt – mit 122 Stimmen im dritten
Wahlgang, was genau dem absoluten Mehr entsprach. Einer Wahl nahe war der
Präsident des Bauernverbands, Hansjörg Walter (svp, TG) mit 121 Stimmen gewesen.
Blocher erhielt im ersten Wahlgang 54 Stimmen. Walter hatte vor der Wahl erklärt, er
würde das Bundesratsamt ablehnen. Nach Einschätzungen in der Presse setzte ihn die
SVP-Parteispitze diesbezüglich stark unter Druck. Mit der Wahl Maurers konnte die SVP
einen linientreuen Vertreter in die Regierung bringen. 23

ANDERES
DATUM: 12.12.2008
SABINE HOHL

Aufsehen erregte im Februar ein vom SVP-Strategen Christoph Blocher vorgelegtes
Konzept zur Neustrukturierung der Banken. Blocher schlug vor, dass die Banken ihre
Aktivitäten im In- und Ausland in voneinander unabhängigen Tochtergesellschaften
wahrnehmen sollen, die einander im Krisenfall nicht beistehen müssten. Zudem vertrat
er die Ansicht, dass bei staatlich unterstützten Banken ein Salärsystem wie bei den
bundesnahen Betrieben SBB und Post eingeführt werden und ein Bundesvertreter im
Verwaltungsrat Einsitz nehmen sollte. Blocher begründete seine Vorschläge damit, dass
der Staat in Not geratene Banken faktisch habe retten müssen, weshalb es auch
gerechtfertigt sei, dass der Staat ein Mitspracherecht erhalte. Diese Ansicht stiess
innerhalb der SVP auf Widerstand, etwa bei Nationalrat Hans Kaufmann (ZH). Die SVP
hielt daraufhin eine „kontradiktorische Medienkonferenz“ ab, an der beide Seiten ihre
Standpunkte darlegen konnten. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.02.2009
SABINE HOHL

Ende März fand eine Delegiertenversammlung der SVP in La Brévine (NE) statt. Die
Delegierten sprachen sich dafür aus, das Bankkundengeheimnis in der
Bundesverfassung zu verankern. Die Strafbestimmungen für eine Verletzung des
Bankgeheimnisses sollen zudem verschärft werden. Die SVP bekräftigte auch ihre
Position, an der Unterscheidung zwischen Steuerhinterziehung und Steuerbetrug
festzuhalten. Diskutiert wurde auch das von Christoph Blocher ausgearbeitete Papier
zum Thema Bankenkrise. Dieses wurde mit 360 zu 12 Stimmen eindeutig befürwortet.
Die Delegierten beschlossen mit 382 zu einer Stimme die Nein-Parole zur IV-
Zusatzfinanzierung über die Mehrwertsteuer. Am Vortag hatte der SVP-Zentralvorstand
bereits weitere Abstimmungsparolen gefasst: Er sagte Nein zum biometrischen Pass
(mit 35 zu 17 Stimmen) und auch Nein zum Verfassungsartikel „Zukunft mit
Komplementärmedizin“. 25

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 30.03.2009
SABINE HOHL
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Im Juni liessen einige Exponenten der SVP durchsickern, dass Christoph Blocher für die
Wahlen 2011 wieder kandidieren werde. Seit seiner Abwahl als Bundesrat ist der
Unternehmer ohne politisches Mandat geblieben. Im Kanton Aargau beschloss die
kantonale SVP bereits im Juni eine Rochade für die Wahlen 2011. Noch-Nationalrat
Ulrich Giezendanner soll für die kleine, Noch-Ständerat Maximilian Reimann für die
grosse Kammer kandidieren. 26

WAHLEN
DATUM: 03.04.2010
MARC BÜHLMANN

An der Delegiertenversammlung Ende Juni in Delémont bekräftige die SVP ihre kritische
Haltung zur EU. Der EU-Beitritt müsse unbedingt verhindert werden. Vizepräsident
Christoph Blocher bezeichnete die EU als intellektuelle Fehlkonstruktion, die scheitern
werde, weil sie nur dem Eigeninteresse der Classe politique diene. Er dachte später
sogar laut über eine Initiative nach, mit der das Verbot eines EU-Beitritts in der
Verfassung verankert werden sollte. 27

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 27.04.2010
MARC BÜHLMANN

Bereits im Januar des Berichtjahrs an der Albisgüetlitagung läutete Christoph Blocher
mit einer Rede gegen die Classe politique die Wahlen 2011 ein. Wer für die Schweiz sei,
müsse SVP wählen. Mit zwei neu lancierten Volksinitiativen will man im Wahljahr
ebenfalls punkten. Ende Januar begann die Unterschriftensammlung für die Initiative
für eine Volkswahl des Bundesrates. Mit einer Familieninitiative will die SVP, dass
Steuerabzüge nicht nur für fremd betreute Kinder geltend gemacht werden können, wie
dies in der 2009 beschlossenen Familienbesteuerungsreform beschlossen worden war,
sondern dass auch Familien, die ihre Kinder selber betreuen, davon profitieren können.
Mitte Juli gab die SVP bekannt, dass Hans Fehr eine zentrale Führungsposition für den
Wahlkampf 2011 übernehmen werde. Fehr trat daraufhin nach zwölf Jahren als
Präsident der Auns zurück. 28

ANDERES
DATUM: 16.07.2010
MARC BÜHLMANN

Die 2009 in Neuenburg und in Genf eingefahrenen Wahlniederlagen hatten ein
Nachspiel. Vizepräsident Christoph Blocher, Generalsekretär Martin Baltisser und
Fraktionschef Caspar Baader trafen sich mit den entsprechenden Kantonalsektionen
und schwörten sie auf mehr Linientreue ein. Blocher schlug den Genfern zudem eine
Fusion mit der MCG, der Konkurrenzpartei am rechten Flügel vor. 29

WAHLEN
DATUM: 06.11.2010
MARC BÜHLMANN

Zum zweiten Mal kurz hintereinander feierte die SVP im Berichtsjahr einen Erfolg mit
einer Volksinitiative. Nachdem 2009 die Anti-Minarett-Initiative angenommen worden
war, akzeptierte der Souverän auch die Ausschaffungsinitiative. Erneut machte die SVP
dabei mit einem umstrittenen Plakat (Ivan S.) auf ihr Begehren aufmerksam. Der
Vorschlag von Bundesrätin Sommaruga, zwei SVP-Vertreter in die Arbeitsgruppe
aufzunehmen, die Vorschläge zur Umsetzung der Initiative erarbeiten sollte, wurde von
der SVP zuerst skeptisch aufgenommen. Die SVP sei nicht an einem Kompromiss,
sondern an einer „Eins-zu eins“-Umsetzung interessiert, liess sich Vizepräsident
Blocher verlauten. Erst nachdem die Forderung des EJPD nach absoluter
Vertraulichkeit fallen gelassen wurde, zeigte sich die SVP einverstanden mit einer
Mitarbeit und setzte zwei Vertreter ein. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2010
MARC BÜHLMANN

Mediale Aufmerksamkeit fand eine Äusserung des SVP-Vizepräsidenten Christoph
Blocher (ZH) bei dessen Neujahrsrede in Wynigen, in der er den Vorsitzenden der Euro-
Gruppe Jean-Claude Juncker mit Hitler verglich. Juncker hatte in einem Interview den
weissen Fleck in der Mitte der europäischen Landkarte als geostrategische Absurdität
beklagt. Diese Aussage erinnere ihn an Hitlers Vergleich der Schweiz mit einem
Stachelschwein. An einem Podiumsgespräch Mitte Januar, an dem die beiden
Kontrahenten die Klingen kreuzten, wurde der Disput dann gütlich beigelegt, ohne dass
sich Blocher allerdings für seine Aussage entschuldigt hätte. 31

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.01.2011
MARC BÜHLMANN
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An die Albisgüetli-Tagung – traditionelle und häufig schlagzeilenträchtige Veranstaltung
der Zürcher Kantonalsektion – wurde Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey
eingeladen. Diese rief dazu auf, die Stärken der Schweiz auch ausserhalb der eigenen
Grenzen zum Tragen zu bringen. In seiner Gegenrede griff SVP-Vizepräsident Blocher
unter anderem auch die Nationalbank an, für die er schärfere Regeln forderte. Für
Schlagzeilen sorgte eine Tätlichkeit von Linksautonomen gegen Hans Fehr (ZH), die im
Vorfeld der Tagung im Internet zu einer Gegenkundgebung aufgerufen hatten. Fehr
wurde auf dem Weg zum Albisgüetli von mehreren Demonstranten niedergerissen,
geschlagen und getreten. Gastrednerin Calmy-Rey zeigte sich betroffen und empört
und rief dazu auf, mit Worten und nicht mit Fäusten zu kämpfen. In der Folge
bestätigten mehrere SVP-Exponenten die Zunahme auch physischer Gewalt gegen sich
und ihre Partei. Nach dem Vorfall veröffentlichten SP, CVP, FDP und SVP einen
gemeinsamen Appell gegen Gewaltanwendung in der Politik. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.01.2011
MARC BÜHLMANN

Mit den Behauptungen, die „Dunkelkammer Ständerat“ werde immer linker und
„europhiler“ und die „Heimatmüdigkeit“ in der kleinen Kammer könne nur gestoppt
werden, wenn mehr SVP-Kandidierende in den Ständerat gewählt würden, gelang es der
Volkspartei nicht nur, den eigentlich kantonal ausgetragenen Ständeratswahlen
nationale Bedeutung und Medienaufmerksamkeit zu verleihen, sondern sie verabreichte
ihnen auch einen gehörigen Schuss Themenzentriertheit: Erst mit der Wahl von SVP-
Personal – so die zugrunde liegende Idee – würde der Ständerat wieder für Schweizer
Werte, also gegen Migration und EU, einstehen. Das Vorhaben, das in den Medien unter
dem Titel „Sturm aufs Stöckli“ Niederschlag fand, muss im Nachhinein allerdings als
gescheitert betrachtet werden. Zwar trat die SVP mit Ausnahme von lediglich sechs
Ständen (OW, NW, AR, AI, TI und GE) in allen Kantonen mit teilweise namhaften und
landesweit bekannten Personen zu den Wahlen in die kleine Kammer an und war damit
auch für die zahlreichen nötigen zweiten Umgänge mitverantwortlich. Letztlich musste
sie im Vergleich zu 2007 per Saldo aber sogar zwei Sitzverluste verkraften und sitzt
lediglich noch mit fünf Vertretern im Ständerat. Einer ihrer Sitze war bereits während
der vorangehenden Legislatur mit der Abspaltung der BDP verloren gegangen. Zwar
vermochte die Partei bei den Ersatzwahlen für Bundesrätin Sommaruga im Frühling des
Berichtsjahrs mit Adrian Amstutz kurzfristig das zweite Berner Mandat zu besetzen,
nach wenigen Monaten in der kleinen Kammer musste dieser dann aber Hans Stöckli
(sp) Platz machen. Weitere Sitzverluste erlitt die SVP in den Kantonen Graubünden und
Aargau. In Graubünden war die SVP aufgrund der dortigen Stärke der BDP nach dem
Rücktritt von Christoffel Brändli (svp) gar nicht erst angetreten und im Kanton Aargau
scheiterte die angestrebte Rochade zwischen dem ehemaligen Nationalrat
Giezendanner und dem ehemaligen Ständerat Reimann. Hier verlor die Volkspartei den
Ständeratssitz an die SP (Bruderer). Einen Sitz gewinnen konnte die SVP im Kanton
Schwyz, wo neu beide Kantonsvertreter der Volkspartei angehören. Alex Kuprecht
wurde im ersten Wahlgang bestätigt und der für den zweiten Wahlgang nach seinem
eigentlichen Rücktritt als Nationalrat reaktivierte Peter Föhn konnte den Sitz der CVP
erobern. Die Angriffe in den weiteren Kantonen (ZH, LU, UR, ZG, FR, SO, BS, BL, SG, VD,
VS, NE und JU), die mit bekannten Namen geführt wurden (z.B. Blocher, ZH, Baader, BL,
Rime, FR, Brunner, SG, Parmelin, VD oder Freysinger, VS) führten zwar zu zweiten
Wahlgängen, waren aber letztlich alle erfolglos. Verteidigen konnte die SVP ihre Sitze in
jenen Kantonen, in denen eher als konziliant geltende Persönlichkeiten ihre Sitze
verteidigten (Jenny in GL, Germann in SH, Roland Eberle neu in TG). 33

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Der seit 1999 als Nationalrat amtierende Peter Spuhler (TG) gab Anfang Oktober seinen
Rücktritt per Ende 2012 bekannt. Als Grund gab er an, sich stärker auf sein
Unternehmen konzentrieren zu wollen. Spuhler, der dem liberalen Wirtschaftsflügel
innerhalb der SVP zugerechnet wurde, war 2008 ein paar Monate nach der Abwahl
Christoph Blochers aus dem Bundesrat als interner Kritiker aufgetreten und hatte
Blocher den Rücktritt nahegelegt. Nationalräte anderer Parteien sahen im Thurgauer
Unternehmer ein Korrektiv innerhalb der SVP, das in Zukunft fehlen werde. Die SVP
verliere einen Patron. 34

ANDERES
DATUM: 03.10.2012
MARC BÜHLMANN
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Nach der Wahlniederlage der SVP bei den Zürcher Kantonalwahlen trat die gesamte
Leitung samt Sekretariat der SVP Zürich zurück. Hinter diesem Entscheid, der schon
unmittelbar nach den Wahlen in der Luft lag, stand der Druck von Christoph Blocher –
wie der Tages-Anzeiger und die NZZ zu berichten wussten. Der zurücktretende
Parteipräsident Konrad Langhart bestätigte gegenüber der Nachrichtenagentur SDA,
dass Blocher «seinen Einfluss geltend gemacht hat» (Tages-Anzeiger). Dies entspreche
dem bekannten Blocher-Prinzip, wonach Verantwortliche, unabhängig von ihrer Schuld
für einen Misserfolg, die Konsequenzen zu übernehmen hätten. Die Partei wollte neue
Köpfe, um sich gut auf die «alles entscheidenden nationalen Wahlen im Herbst»
vorbereiten zu können. Schon vier Tage nach den Wahlen war Langhart zusammen mit
anderen Partei-Persönlichkeiten auf der Suche nach Ideen, um die beste Lösung für die
Partei zu finden. Gesucht wurde – wie die NZZ schrieb – ein Krisenmanager, der das
Ruder bei der durchgeschüttelten Partei übernehme. Der Tages-Anzeiger
kommentierte Blochers Entscheid als sehr riskant, vor allem wegen des ausgewählten
Zeitpunkts. Eine Partei sei nicht ein Unternehmen – so die Zeitung – und ein Wechsel
an der Parteispitze könnte einen Glaubwürdigkeitsverlust bei der Wählerschaft
verursachen.
Der rund 70-köpfige Parteivorstand organisierte Anfang April eine ausserordentliche
Sitzung, in der Patrick Walder als Interimspräsident vorgeschlagen wurde. Der Entscheid
im Vorstand fiel fast einstimmig. Ausgewählt wurde er – zusammen mit den neuen
Vizepräsidenten Toni Bortoluzzi und Orlando Wyss sowie der neuen Vizepräsidentin
Elisabeth Pflugshaupt – übers Wochenende durch eine von Christoph Blocher
angeführte Arbeitsgruppe, der auch Langhart angehörte. Patrick Walder ist 31 Jahre alt,
Treuhänder und gehört seit 13 Jahren dem Gemeinderat Dübendorf an. Walder soll das
Zürcher SVP-Schiff bis im Herbst, womöglich bis im nächsten Frühling lenken.
Genauere Details über die künftige Strategie gab er nicht bekannt – der Vorstand müsse
die strategische Ausrichtung zu diesem Zeitpunkt noch diskutieren.
In einem Interview mit dem Tages-Anzeiger kommentierte Langhart seine Amtszeit
sowie die Neuwahl von Walder. Langhart bezeichnete seine vor vier Jahren
durchgeführte Wahl als einen Betriebsunfall für die Parteiführung. Der Milizpolitiker
und Biobauer gab zu Protokoll, dass es ihm nicht gelungen sei, die Zürcher SVP nach
seinen Vorstellungen zu formen. Zudem habe er zu wenig (oder gar fast nie) den Kontakt
mit den einflussreichen Parteimitgliedern aufgenommen. Für Langhart war aber klar,
dass die SVP schweizweit im Gegenwind stand – nicht nur in Zürich. Deswegen trage
auch die oberste Leitung der SVP Schweiz Verantwortung für die schlechten
Wahlresultate in den kantonalen Wahlen.
Am 2. Mai wurde Martin Suter zum neuen Parteisekretär nominiert. Die Leitung der
Zürcher SVP war damit wieder komplett. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.03.2019
GIADA GIANOLA

Linke und ökologische Parteien

Bei den eidgenössischen Wahlen konnten die Grünen die Zahl ihrer
Nationalratsmandate von 9 auf 13 erhöhen. Als Reaktion auf die Drohung der SVP, in die
Opposition zu gehen, falls ihr das Parlament nicht einen zweiten Bundesratssitz für
Christoph Blocher (svp, ZH) zugestehen würde, brachten die Grünen Co-Präsidentin
Ruth Genner (ZH) als Kandidatin für den Bundesrat ins Spiel, um eine allfällige Regierung
mit einer Mitte-links-Mehrheit ohne SVP-Beteiligung zu ermöglichen. Gewählt wurde
Christoph Blocher an Stelle von CVP-Bundesrätin Ruth Metzler. Bei den kantonalen
Wahlen errangen die Grünen insgesamt 5 zusätzliche Sitze. 36

WAHLEN
DATUM: 22.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Konservative und Rechte Parteien

Der Erfolg des rechtspopulistischen „Mouvement citoyens genevois“ (MCG) bei den
Parlamentswahlen im Kanton Genf 2009, bei denen die Bewegung mit einer Kampagne
gegen französische Grenzgänger 17 Sitze errungen hatte, wirkte über die
Kantonsgrenzen hinaus. Sowohl im Kanton Neuenburg als auch im Kanton Waadt
wurden Sektionen des MCG gegründet (Mouvement citoyen vaudois und Mouvement
citoyen neuchâtelois). Der ehemalige SVP-Kantonspräsident Soli Pardo (GE) trat zum
Mouvement über, da ihm die SVP zu wenig pointiert politisierte. Ein von Christoph
Blocher vorgeschlagenes Zusammengehen des MCG mit der Genfer SVP stiess auf
Widerstand. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2010
MARC BÜHLMANN

1) NLZ, 12.3.08; Presse vom 17.3.08; NZZ, 19.3.08
2) SGT, 13.2. und 13.3.08; Presse vom 17.3.08; TA, 18.3.08
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3) BaZ, 29.10. und 30.10.12; TA, 30.10.12; BaZ, 7.3., 9.3., 16.3., 24.5., 17.8., 23.8., 24.8., 25.8., 8.10. und 16.10.12
4) Résultat Grand Conseil; Résultats détaillés du Grand Conseil ; BaZ, 7.9.16; BLZ, 15.9.16; BLZ, 28.9.16; BaZ, 24.10.16
5) SGT, 18.12.07, 5.1., 12.1., 8.2. und 15.2.08; BaZ, 21.2.08; TA und SGT, 25.2.08.
6) BaZ, 6.1., 18.1., 24.1., 3.2., 15.2., 25.2., 28.2., 16.3., 20.3., 21.3., 27.3., 28.3., 16.5. und 18.5.12; NZZ, 16.8.12; BaZ, 2.10.12; TA,
22.10.12; NZZ, 24.10.12; Presse vom 29.10.12; BaZ, 30.10., 1.11, 8.11, 10.11, 13.11. und 14.11.12; TA, 20.11.12; Presse vom 26.11.12;
BaZ, 28.11.12
7) Résultat 1er tour; Résultat 2e tour; NZZ, 9.8.16; BLZ, 24.8.16; BaZ, 11.10., 24.10., 28.11.16
8) BüZ, 4.1., 11.1., 21.1. und 18.3.08; AZ, 12.1.08; NZZ, 26.1.08; TA, 27.3.08; Presse vom 31.3.08.
9) BaZ, 25.10.13, 8.1.14; BLZ, BaZ, 28.1.14; BaZ, 7.2., 19.2., 26.2., 27.2.14; BLZ, 21.3.14; BLZ, BaZ, 25.3.14; BaZ, 11.4., 3.5.14; BLZ,
BaZ, 19.5.14; BLZ, 20.5.14; BaZ, 21.5.14; BLZ, 16.6.14; NZZ, 19.6.14; BLZ, BaZ, 23.6.14; BaZ, 24.6.14
10) TA, 6.8.11; NF, 10.8.11; AZ, 13.8.11.
11) Presse vom 9.4.11; SoZ 10.4.11.
12) TA, 5.2.11; 24h, 19.4.11; BZ, 3.9.11; SoS, 24.5.11; TA, 1.9.11; BaZ, 24.10.11.
13) NZZ, 17.1.11; Presse vom 29.8.11; Presse vom 26.10. und 6.12.10.
14) TA, 26.1. und 1.2.11; AZ, 3.2.11; SN, 5.2.11; TA, 21.5.11; SP: TA, 14.5. und 16.5.11. WoZ, 9.6.11; TA, 18.1.11; TG und 24h, 22.6.11.
15) TA, 7.1.11; NZZ, 25.3.11; Presse vom 8.4.11; TA, 12.4., 20.4., 6.5. und 14.5.11; SoZ, 15.5.11; TA, 18.5.11; AZ, 26.5.11; TA, 6.6., 25.8.,
23.9. und 29.9.11; NZZ, 1.10.11; TA, 7.10. und 12.10.11. Presse vom 24.10.11; TA, 29.10.11; NZZ, 12.11.11; TA, 14.11.11; NZZ, 16.11. und
24.1.11; Presse vom 28.11.11; NZZ und TA, 3.12.11; www.zh.ch; Bundeskanzlei (www.parlament.ch); BFS (www.politik-stat.ch). 
16) NZZ, 1.4.15; BaZ, 5.6., 23.6., 25.6.15; NZZ, 27.6.15; BaZ, 6.7.15; NZZ, 7.8.15; BaZ, 13.8.15; BLZ, 1.9.15; BaZ, 26.9.15; BLZ,
19.10.15
17) SGR, 21.4.15; SGR, 22.4.15; SO, 10.5.15; SOGR, 17.5.15; SGR, 8.6.15; NZZ, 15.7.15; SGR, 5.8., 7.8., 3.9., 2.10., 19.10.15
18) BLZ, 17.1.19; BaZ, 7.2., 11.5., 30.8.19; BLZ, 10.9.19; BaZ, 21.9.19; BLZ, BaZ, 23.9.19; BaZ, 28.9., 3.10., 21.10.19
19) AB NR, 1990, S. 2157 ff.; AB NR, 1990, S. 2189 ff.; AB NR, 1990, S. 2224 ff.; NZZ, 5.12., 6.12. und 11.12.90
20) Presse vom 14.-19.12.07. Siehe dazu auch oben, Teil I, 1c (Regierung).
21) Bund, 1.3.08; Presse vom 3.3.08.
22) SGT, 19.6.08; TA, 28.6.08; NZZ, 5.7.08; Presse vom 7.7.08.
23) SVP-Angriffe auf Schmid: TA, 12.8.08. Bundesratswahl: TA, 13.11., 19.11., 25.11., 28.11. und 8.12.08; BZ, 15.11. und 28.11.08;
Presse vom 11.12.08; NZZ, 12.12.08. 
24) Presse vom 17.2.09.
25) AZ, 28.3.09; NZZ, 30.3.09.
26) NZZ, 3.6.10; Presse vom 4.6.10.
27) Presse vom 28.6. und vom 24.7.10.
28) Presse vom 16.1.10; TA, 27.1.10; BaZ, 23.3.10; Presse vom 16.7.10.
29) TA, 12.2.10; TG, 4.11.10; AZ, 6.11.10.
30) Zum Plakat: 24h, 29.10.10; zur Arbeitsgruppe: TA, 13.12. bis 24.12.10; Presse vom 13.12.10.
31) So-Bli, 2.1.11; Presse vom 3.1. und 13.1.11.
32) AZ, 18.1.11; Presse vom 22.1. und 24.1.11; NZZ und BaZ, 24.1.11; LT, 25.1.11.
33) TA, 6.1.11; NZZ, 17.1.11 (Dunkelkammer, europhil, heimatmüde); SZ, 7.3.11 und SoS, 8.3.11 (Ersatzwahlen in Bern); Presse vom
8.4.11 (Ankündigung der Kandidaturen Blocher, Brunner, Baader); Presse vom 24.10., 28.10., 13.11., 21.11., 28.11. und 5.12.11;
NZZ, 7.12.11.
34) Presse vom 3.10.12.
35) TA, 26.3.19; NZZ, 28.3.19; NZZ, TA, 30.3.19; NZZ, TA, 2.4.19; NZZ, SGT, TA, 3.4.19; NZZ, 4.4.19; TA, 6.4., 2.5.19
36) Presse vom 22.11.03.
37) LT, 1.2. und 2.2.10; Express, 11.3. und 5.6.10; Pardo: TG, 25.10.10; Blocher: LT, 6.2.10.
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